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§129

Mietverhältnisse fiber Wochenendhäuser, Zimmer 
für Erholungszwecke und Garagen

Mietverhältnisse über Wochenendhäuser, Zimmer für Er­
holungszwecke und über Garagen, die auf unbestimmte Zeit 
oder für einen vorher bestimmten längeren Zeitraum abge­
schlossen' worden sind, können nur in entsprechender An­
wendung der §§ 120 bis 123 Absätze 1 und 2 beendet werden.

§130
Werkwohnungen

(1) Das Mietverhältnis über eine Werkwohnung entsteht 
durch schriftlichen Vertrag zwischen dem Betrieb als Ver­
mieter und dem Mitarbeiter des Betriebes als Mieter.

(2) Für die beiderseitigen Rechte und Pflichten des Vermie­
ters und des Mieters gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes 
über die Wohnungsmiete, soweit in Rechtsvorschriften nichts 
anderes festgelegt ist.

(3) Das Mietverhältnis kann außer in den in diesem Gesetz 
genannten Fällen auch durch Kündigung des Vermieters be­
endet werden, wenn das Arbeitsverhältnis beendet ist. Endet 
es durch Tod des Mitarbeiters des Betriebes, entscheidet der 
Betrieb darüber, ob das Mietverhältnis mit den im Haushalt 
lebenden Familienangehörigen fortzusetzen ist.

(4) Auf werk- und dienststellengebundene Wohnungen sind 
die Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden.

§131
Gewerberäume

Die Bestimmungen über die Wohnungsmiete sind auf die 
Nutzung von Gewerberäumen entsprechend anzuwenden, so­
weit dafür besondere Rechtsvorschriften nicht bestehen.

Achter Abschnitt

Wohnungen 
der Arbelterwohnungsbaugenossensdiaften

§132
(1) Das Nutzungsverhältnis über eine Genossenschaftswoh­

nung beruht auf der Mitgliedschaft in der Arbeiterwohnungs­
baugenossenschaft

(2) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder aus dem Nut­
zungsverhältnis ergeben sich aus den Rechtsvorschriften über 
die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften und dem auf ihrer 
Grundlage beschlossenen Statut der jeweiligen Genossen­
schaft.

(3) Für die Nutzung von Wohnungen der gemeinnützigen 
Wohnungsbaugenossenschaften gelten die Absätze 1 und 2 ent­
sprechend.

D r i 11 e s К ap i tel

Kauf

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen

§133
Aufgaben und Ziele

(1) Die Betriebe der Produktion und des Handels sowie die 
wirtschaftsleitenden Organe sind verpflichtet, in Verwirk­
lichung der staatlichen Versorgungspolitik planmäßig Kon­
sumgüter bereitzustellen, die dem Bedarf der Bevölkerung 
entsprechen.

(2) Die Bestimmungen über den Kauf regeln die Beziehun­
gen zwischen Bürgern und Betrieben des Einzelhandels so­

wie der Bürger untereinander beim Kauf von Waren. Sie 
gelten auch für den Kauf von Waren bei anderen Betrieben. 
Die Bestimmungen über den Kauf dienen der Sicherung der 
Rechte der Bürger und der Erhöhung der Verantwortung der 
Betriebe des Einzelhandels bei der Versorgung der Bürger mit 
Konsumgütem entsprechend ihren wachsenden materiellen 
und kulturellen Bedürfnissen.

§134

Pflichten der Betriebe des Einzelhandels

(1) Die Betriebe des Einzelhandels sind verpflichtet, ihre 
Vertragsbeziehungen zu den Bürgern so zu gestalten, daß 
sie entsprechend ihren Aufgaben planmäßig zur bedarfs­
gerechten Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern 
beitragen.

(2) Die Betriebe des Einzelhandels sind verpflichtet, im 
Rahmen ihrer Handelstätigkeit zur Bedarfsermittlung bei­
zutragen. Sie haben das für sie vorgesehene Warensortiment 
zu führen, Bürgern auf Verlangen Auskunft über ihr Sorti­
ment zu geben und sie über Möglichkeiten des Kaufs einer 
gewünschten Ware zu informieren.

(3) Die Betriebe des Einzelhandels haben dafür zu sorgen, 
daß der Einkauf weiter erleichtert wird, indem sie geeignete 
Verkaufsformen entwickeln, den Kundendienst erweitern und 
die Verkaufskultur heben.

(4) Auf der Grundlage ihrer Mitverantwortung für die 
Produktion und Bereitstellung bedarfsgerechter Konsumgüter 
haben die Betriebe des Einzelhandels die Pflicht, ihre Be­
ziehungen zu den Großhandels- und Herstellerbetrieben so 
zu gestalten, daß die Bevölkerung auf der Grundlage des 
Planes kontinuierlich, und dem Bedarf entsprechend mit Kon­
sumgütem und Ersatzteilen versorgt wird.

§135
Mitwirkung der Bürger

(1) Die Bürger haben das Recht, an der Lösung der Auf­
gaben des sozialistischen Einzelhandels mitzuwirken. Ihre 
Mitwirkung erfolgt insbesondere durch Kundenbeiräte und 
Ausschüsse bei den Verkaufseinrichtungen. Diese werden als 
Interessenvertretungen der Bevölkerung beratend und kon­
trollierend tätig. Sie unterstützen die Verkaufseinrichtungen 
bei der Erfüllung ihrer Versorgungsaufgaben.

(2) Die Beiräte und Ausschüsse der Bürger nehmen insbe­
sondere auf die Bedarfsermittlung, das Sortiment, den Kun­
dendienst und die Verkaufskultur Einfluß. Sie tragen dazu 
bei, daß in den Verkaufseinrichtungen Ordnung und Sicher­
heit gewährleistet sowie die berechtigten Anliegen der Bür­
ger berücksichtigt werden.

(3) Die Betriebe des sozialistischen Einzelhandels sind ver­
pflichtet, mit den Beiräten und Ausschüssen der Bürger eng 
zusammenzuarbeiten und sie bei der Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben zu unterstützen. Die Leiter der Betriebe des Einzel­
handels, der übergeordneten wirtschaftsleitenden Organe oder 
der zuständigen staatlichen Organe haben zu Empfehlungen 
der Beiräte und Ausschüsse zur Verbesserung der Handels­
tätigkeit oder zur Beseitigung von Mängeln nach den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften Stellung zu nehmen.

§136

Kundenbücher

Die Betriebe des Einzelhandels sind verpflichtet, Kunden­
bücher zu führen und in ihren Verkaufseinrichtungen sicht­
bar auszulegen. Die Bürger sind berechtigt, ihre Hinweise 
und Anregungen in das Kundenbuch einzutragen. Die Betriebe 
des Einzelhandels haben zu diesen Eingaben Stellung zu neh­
men und Schlußfolgerungen für eine bessere Handelstätigkeit 
zu ziehen.


